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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 9 SB 4/13 B 
 
L 8 SB 3245/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 SB 2386/08 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Stuttgart, 
Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Juli 2013 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y     

und   O t h m e r      

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 14. Dezember 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14.12.2012 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Feststellung eines Grades der Behinderung (GdB) von 50 ab April 2008 

verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundes-

sozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die er mit dem Vorliegen einer grundsätzlichen Be-

deutung der Rechtssache, einer Divergenz sowie von Verfahrensmängeln begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. Keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulas-

sungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist und dass das angestrebte Revisi-

onsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (ab-

strakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Ein-

zelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwir-

kung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwer-

debegründung nicht. 

 

Der Kläger hält es für eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, 

 inwieweit im Hinblick auf die richtige Anwendung von § 69 Abs 3 SGB IX im Falle einer 

schweren Fibromyalgie bei der Beurteilung des Schweregrades einer Behinderung generell 

von den Versorgungsmedizinischen Grundsätzen abzuweichen ist. 

Es kann dahinstehen, ob es sich bei dieser Frage in vollem Umfang um eine Rechtsfrage, also 

eine Frage handelt, die allein mit Hilfe juristischer Methoden beantwortet werden kann. Sofern 

sie auf die Anwendung des § 69 Abs 3 SGB IX bei Bestehen einer schweren Fibromyalgie ab-

zielt, es also um die rechtlichen Grundsätze der Bildung des Gesamt-GdB geht, ist jedenfalls 

ein rechtlicher Gehalt zu erkennen. Indessen hat es der Kläger versäumt, die Klärungsbedürf-

tigkeit der von ihm angesprochenen rechtlichen Problematik darzustellen.  

 

Die Klärungsbedürftigkeit ist zu verneinen, wenn die Rechtsfrage bereits höchstrichterlich be-

antwortet ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 und 65) oder wenn 
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die Antwort unmittelbar aus dem Gesetz zu ersehen ist (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1; BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 7), wenn sie so gut wie unbestritten ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17), 

wenn sie praktisch außer Zweifel steht (BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder wenn sich 

für die Antwort in anderen Entscheidungen bereits ausreichende Anhaltspunkte ergeben (BSG 

SozR 3-1500 § 146 Nr 2 und § 160 Nr 8; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 

2010, RdNr 313 ff; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 

2011, IX, RdNr 63 ff). Dementsprechend hätte sich der Kläger mit der vorliegenden Rechtspre-

chung des BSG zur Bildung des Gesamt-GdB (vgl nur BSG Beschluss vom 17.4.2013 

- B 9 SB 69/12 B - mwN) auseinandersetzen und darstellen müssen, dass und warum sich die 

aufgeworfene Frage anhand der vorliegenden höchstrichterlichen Rechtsprechung nicht oder 

nicht vollständig beantworten lasse. Daran fehlt es. 

 

Soweit der Kläger meint, es liege der Zulassungsgrund der Divergenz vor, hat er dessen spezifi-

sche Voraussetzungen nicht dargestellt. Eine Abweichung iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG ist nur 

dann ausreichend begründet, wenn schlüssig erklärt wird, mit welchem genau bestimmten ent-

scheidungserheblichen Rechtssatz das angegriffene Urteil des LSG von welcher genau be-

stimmten rechtlichen Aussage des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe 

des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 21, 29 und 54). Dazu genügt es nicht, die Unrichtigkeit der Entscheidung betreffend den Ein-

zelfall darzutun. Entscheidend ist vielmehr die Darlegung der Nichtübereinstimmung im Grund-

sätzlichen, in der abstrakten Aussage (BSG SozR 1500 § 160a Nr 67; Krasney/Udsching, aaO, 

RdNr 196 mwN). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht.  

 

Soweit der Kläger als Verfahrensfehler eine fehlerhafte Beweiswürdigung des LSG rügt, hat er 

die Vorschrift des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht beachtet, wonach der geltend gemachte 

Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung des § 128 Abs 1 S 1 SGG (freie richterliche Be-

weiswürdigung) gestützt werden kann. 

 

Soweit der Kläger schließlich als weiteren Verfahrensmangel rügt, das LSG habe ihm das recht-

liche Gehör verwehrt, handelt es sich um eine bloße Rechtsbehauptung. Eine Verletzung des 

insoweit einschlägigen § 62 SGG hat er nicht hinreichend dargelegt. Diese Vorschrift konkreti-

siert den verfassungsrechtlichen Anspruch auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 GG). Sie soll 

verhindern, dass die Beteiligten durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechts-

auffassungen, Tatsachen oder Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern 

konnten (s § 128 Abs 2 SGG; vgl BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 1; BVerfGE 84, 188, 190), und 

sicherstellen, dass deren Vorbringen vom Gericht zur Kenntnis genommen und in seine Erwä-

gungen mit einbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Das Gericht muss jedoch 

nicht ausdrücklich jedes Vorbringen der Beteiligten bescheiden. Ein Verstoß gegen die Pflicht 

zur Berücksichtigung von Vorbringen ist nur dann anzunehmen, wenn sich dies aus den beson-

deren Umständen des Falles ergibt (BVerfGE, aaO), zB wenn ein Gericht das Gegenteil des 
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Vorgebrachten - ohne entsprechende Beweisaufnahme - annimmt oder den Vortrag eines Betei-

ligten als nicht vorgetragen behandelt (vgl BVerfGE 22, 267, 274; 42, 364, 368), oder wenn das 

Gericht auf den wesentlichen Kern des Tatsachenvortrags zu einer Frage, die für das Verfahren 

von zentraler Bedeutung ist, nicht eingeht, sofern der Tatsachenvortrag nach der Rechtsauffas-

sung des Gerichts nicht unerheblich ist (BVerfGE 86, 133, 146). Derartige Umstände hat der 

bereits im Berufungsverfahren anwaltlich vertretene Kläger nicht angegeben. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter (§ 160a 

Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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